
Nicaragua – jüngste Geschichte
Die derzeitige Regierung und ‚Opposition‘

Die politische Realität in Nicaragua hat sich in den letzten Jahren drastisch verändert. Eine 
freie oder klassische demokratische Regierungs- und Oppositionsstruktur existiert dort de 
facto nicht mehr.

Die aktuelle Situation der Staatsführung und der politischen Opposition stellt sich wie folgt 
dar:

Die Regierung: Die Ortega-Murillo-Dynastie
Die Regierung wird von der FSLN (Frente Sandinista de Liberación Nacional – Sandinisti-
sche Nationale Befreiungsfront) gestellt. Nicaragua wird de jure als präsidiale Republik ge-
führt, ist de facto jedoch eine autoritäre Familiendiktatur.

• Die Führung: An der Spitze steht Daniel Ortega (der seit 2007 ununterbrochen regiert).
• Die „Ko-Präsidentschaft“: Nach einer umfassenden Verfassungsreform wurde Ortegas 

Ehefrau, Rosario Murillo, offiziell zur Ko-Präsidentin ernannt. Dieses neu geschaffene 
Amt stattet sie mit derselben absoluten Machtfülle aus wie den Präsidenten selbst.

• Machtkonzentration: Der engere Familienkreis und loyale Gefolgsleute kontrollieren alle 
staatlichen Institutionen, die Justiz, die Polizei, das Militär sowie die Nationalversammlung 
(das Ein-Kammer-Parlament).

Die Opposition: Zerschlagen, inhaftiert oder im Exil
Eine legale, wirksame Opposition existiert innerhalb Nicaraguas nicht mehr. Im Vorfeld 
der Scheinwahlen von 2021 und in den Folgejahren hat das Regime jegliche politische 
Konkurrenz systematisch und rigoros ausgeschaltet.

1. Die echte (systemkritische) Opposition
Sämtliche ernstzunehmenden Oppositionsbündnisse und deren Führungspersonen wur-
den kriminalisiert. Die bekanntesten Parteien und Plattformen wie die Coalición Nacional 
oder die Alianza Ciudadana wurden verboten.

• Inhaftierung und Verbannung: Präsidentschaftskandidaten und prominente Oppositions-
führer (wie Cristiana Chamorro, Félix Maradiaga oder Juan Sebastián Chamorro) wurden 
in Schauprozessen wegen „Landesverrats“ verurteilt. Viele von ihnen wurden im Jahr 2023 
massenhaft ausgebürgert und in die USA oder nach Europa abgeschoben bzw. verbannt.

• Arbeit aus dem Exil: Die verbliebene echte Opposition operiert heute fast ausschließlich 
aus dem Ausland (insbesondere von Costa Rica, den USA und Spanien aus). Sie ist stark 
zersplittert und hat aufgrund der totalen Überwachung und Repression im Land kaum 
noch Möglichkeiten, die Bevölkerung in Nicaragua direkt zu mobilisieren.

2. Die „Scheinopposition“ (Partidos Zancudos)
In der nicaraguanischen Nationalversammlung sitzen neben der FSLN zwar noch Abge-
ordnete anderer, traditioneller Parteien – wie etwa Reste der PLC (Partido Liberal Consti-
tucionalista) oder der PLI (Partido Liberal Independiente).
In der nicaraguanischen Bevölkerung und von internationalen Beobachtern werden diese 
Gruppen jedoch als „Zancudos“ (Moskitos) bezeichnet. Sie gelten als Marionetten oder 
Kollaborateure des Regimes, die lediglich geduldet werden, um der Diktatur nach außen 



hin den Anschein eines demokratischen Pluralismus zu verleihen. Sie üben keinerlei echte 
Oppositionsarbeit aus.
Zusammenfassend: Nicaragua wird von der autoritären FSLN-Regierung unter Daniel 
Ortega und Rosario Murillo absolut beherrscht. Eine funktionierende Opposition existiert 
im Land selbst nicht mehr; Kritiker, Journalisten und Politiker wurden inhaftiert, mundtot 
gemacht oder ins Exil getrieben.

Die Vorgeschichte seit der sandinistischen Revolution 
1979
Der Weg Nicaraguas in die heutige Diktatur ist eine Geschichte von historischer Ironie: Ein 
Mann, der einst eine brutale Diktatur stürzte, baute über Jahrzehnte hinweg Schritt für 
Schritt sein eigenes autoritäres Regime auf.

Dieser schleichende Prozess lässt sich in vier prägende Phasen unterteilen.

1. Vom Revolutionshelden zum abgewählten Staatschef (1979–1990)
Im Jahr 1979 stürzte die sandinistische Guerillabewegung (FSLN) die jahrzehntelange, 
von den USA unterstützte Somoza-Diktatur. Daniel Ortega wurde zum Gesicht dieser Re-
volution und 1984 erstmals zum Präsidenten gewählt.
Die 1980er Jahre waren geprägt vom verheerenden Contra-Krieg (finanziert durch die 
USA) und wirtschaftlichem Niedergang. Als Ortega 1990 die demokratischen Wahlen über-
raschend gegen ein Oppositionsbündnis verlor, akzeptierte er die Niederlage und gab die 
Macht friedlich ab – schwor jedoch, fortan „von unten zu regieren“.

Schaubild 1: Daniel Ortega in den Jahren der sandinistischen Revolution. Quelle: The Daily Beast



2. Der „Pakt“ und die Rückkehr zur Macht (1990–2006)
In den 16 Jahren in der Opposition strukturierten Ortega und seine Ehefrau Rosario Murillo 
die FSLN radikal um: weg von einer sozialistischen Kaderpartei, hin zu einem straff organi-
sierten, absolut auf die Familie Ortega ausgerichteten Machtapparat.
Der entscheidende Wendepunkt hin zur erneuten Machtübernahme gelang Ortega durch 
politische Zweckbündnisse:

• Der Pakt von El  留 (El Pacto): Ortega schloss im Jahr 2000 ein strategisches Abkommen 
mit dem korrupten, rechts-konservativen Ex-Präsidenten Arnoldo Alemán. Die beiden poli-
tischen Erzfeinde teilten die staatlichen Institutionen (Justiz, Wahlrat) unter ihren Parteien 
auf.

• Senkung der Wahlhürde: Teil dieses Paktes war eine Verfassungsänderung, die es er-
möglichte, eine Präsidentschaftswahl bereits mit nur 35 % der Stimmen im ersten Wahl-
gang zu gewinnen (vorausgesetzt, man hatte einen Vorsprung von 5 %).

• Die Kehrtwende: Ortega, der einstige Marxist, versöhnte sich zudem strategisch mit der 
katholischen Kirche und der Wirtschaftselite, indem er unter anderem eines der strengsten 
Abtreibungsverbote weltweit mittrug.
Dank der Zersplitterung der Opposition und der gesenkten Wahlhürde gewann Ortega 
2006 die Wahl mit rund 38 % der Stimmen.

3. Die schrittweise Aushöhlung der Demokratie (2007–2018)
Nach seinem Amtsantritt 2007 begann Ortega sofort mit der systematischen Demontage 
der demokratischen Kontrollinstanzen (Checks and Balances):

• Ausschaltung des Wiederwahlverbots: Die nicaraguanische Verfassung verbot eigent-
lich die direkte Wiederwahl. Im Jahr 2009 erklärte der (mit Ortega-Treuen besetzte) Obers-
te Gerichtshof dieses Verbot kurzerhand für verfassungswidrig. Später änderte die sandi-
nistische Parlamentsmehrheit die Verfassung so, dass eine unbegrenzte Wiederwahl mög-
lich wurde.

• Gekaufte Stabilität durch Petro-Dollars: Dank Milliardenhilfen aus dem Venezuela von 
Hugo Chávez konnte Ortega großzügige Sozialprogramme finanzieren. Gleichzeitig garan-
tierte er der heimischen Wirtschaftselite freie Hand, solange sie sich aus der Politik her-
aushielt („Modell Konsens“).

• Der Aufstieg Rosario Murillos: Ortegas Ehefrau übernahm zunehmend die tägliche Re-
gierungsarbeit, kontrollierte die staatliche Kommunikation und wurde 2016 schließlich 
auch offiziell Vizepräsidentin.



4. Der Wendepunkt: Die Proteste von 2018 und die totale Radikalisie-
rung
Das System der „erkauften Stabilität“ brach im April 2018 schlagartig zusammen. Ausge-
löst durch eine geplante Rentenreform der Regierung gingen zunächst Studierende und 
Senioren auf die Straße. Als die Polizei und sandinistische Schlägertrupps die Demonstra-
tionen gewaltsam niederschlugen, weitete sich die Bewegung innerhalb weniger Tage zu 
einem landesweiten Volksaufstand gegen das Ehepaar Ortega aus.
Die Reaktion des Regimes war brutal: Bei der sogenannten „Operation Säuberung“ wur-
den Barrikaden gewaltsam geräumt. Nach Angaben von Menschenrechtsorganisationen 
wurden über 350 Menschen getötet, Tausende verletzt und Hunderttausende vertrieben.
Ab diesem Zeitpunkt gab das Regime jegliche demokratische Fassade auf. Um einen er-
neuten Aufstand zu verhindern und den Machterhalt dauerhaft zu sichern, ging die Regie-
rung zu der totalen Repression über, die das Land bis heute prägt: Das Verbot aller freien 
Medien, die Schließung Tausender NGOs, die Kriminalisierung und Ausbürgerung der Op-
position und die totale Gleichschaltung des Staates.

(Google Gemini 10.06.2026)

Schaubild 2: Die blutig niedergeschlagenen Massenproteste von 2018. Quelle: Amnesty International
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